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Erneute Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange  
gemäß § 4 Abs. 2 BauGB i.V.m. § 4a Abs. 3 BauGB 
 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
wir bedanken uns für die erneute Beteiligung am Verfahren und nehmen für die berührten 
Fachbehörden Stellung wie folgt: 
 
Amt für Baurecht, Naturschutz und Bevölkerungsschutz: 
 
Naturschutz: 
 
die Gemeinde Kämpfelbach plant im Ortsteil Bilfingen, die im FNP des Gemeindeverwaltungs-
verbandes Kämpfelbachtal enthaltene Wohnbaufläche �Bell� zu entwickeln. Der Geltungsbe-
reich umfasst eine ca. 3,75 ha große Fläche am westlichen Ortsrand Kämpfelbachs. 
 
Für die Stellungnahme wurden folgende Unterlagen zugrunde gelegt: zeichnerischer Teil 
(Schöffler.stadtplaner.architekten, Entwurf-Fassung vom 11.06.2024), Textteil zum BPlan (Ent-
wurf-Fassung vom 11.06.2024), der Antrag auf Ausnahme gesetzlich geschützter Offenlandbio-
tope nach § 30 Abs. 3 BNatSchG, sowie der Umwandlung eines nach § 33a NatSchG i.V.m. § 4 
Abs. 7 LLG gesetzlich geschützten Streuobstbestandes, eine spezielle artenschutzrechtliche 
Untersuchung (Stand 28.08.2023, Büro Bioplan) und der Umweltbericht mit Grünordnungsplan 
inkl. Eingriff- Ausgleichs-Bilanzierung (Stand 06.06.2024, Büro Bioplan). 
 
Schutzgebiete wie Natura 2000, NSG, LSG, und ND sind von der Planung nicht betroffen. Das 
Plangebiet besteht größtenteils aus Grünland, das vereinzelt mit (Obst-)Gehölzen bestockt ist. 
Dabei handelt es sich um folgende gesetzlich geschützte Biotope: 

- MW-Nr. 6510023646206710, Erhaltungszustand C; �Trespen-Glatthaferwiesen im Ge-
wann Bell I westlich Bilfingen� 

- MW-Nr. 6510023646206714, Erhaltungszustand B; �Frischwiesen im Gewann Bell I 
westlich Bilfingen� 

- MW-Nr. 6510023646206716, Erhaltungszustand B, �Salbei-Glatthaferwiesen im Gewann 
Bell I westlich Bilfingen� 

- MW-Nr. 6510023646206719, Erhaltungszustand B, �Trespen-Glatthaferwiese II östlich 
Bilfingen� 
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- MW-Nr. 6510023646216622, Erhaltungszustand B, �Obstwiese bei der Kirche am west-
lichen Ortsrand von Bilfingen� 

- Biotop-Nr. 170172361224 �Feldgehölz im Gewann Bell westlich Bilfingen� 
 

Zusätzlich befindet sich auf den Flurstücken 1145 und 1148 innerhalb des Plangebiets ein nach 
§33a NatSchG geschützter Streuobstbestand mit ca. 2.143 m² Fläche. 
 
Gemäß § 30 (2) BNatSchG sind Handlungen, die zu einer Zerstörung oder einer sonstigen er-
heblichen Beeinträchtigung geschützter Biotope führen können, verboten. Nach § 30 (3) 
BNatSchG kann von den Verboten des Absatzes 2 auf Antrag eine Ausnahme zugelassen wer-
den, wenn die Beeinträchtigungen ausgeglichen werden können. Der erforderliche Antrag auf 
Erteilung einer Ausnahme nach § 30 Abs. 3 BNatSchG liegt der Unteren Naturschutzbehörde 
vor und befindet sich in Bearbeitung. Die daraus resultierende Entscheidung ist Teil des BBP, 
sodass der Satzungsbeschluss erst nach Vorliegen dieser Entscheidung erfolgen kann. 
 
Die generelle Bedeutung von Grünland, im Besonderen der FFH-Mähwiesen, für den Natur-
haushalt ist hoch und trägt zur Erhaltung der Biodiversität bei. Bestandteile der Bewertung des 
Grünlandbestandes sind zudem seine Relevanz für den Artenschutz im Zusammenhang mit der 
vorliegenden Artenausstattung der Pflanzenwelt. Eine Bewertung in Hinblick auf die Wertigkeit 
des Bestandes ist im Umweltbericht, als auch im Ausnahmeantrag enthalten. 
 
Der Ausgleich der Mageren Flachland-Mähwiesen soll auf insgesamt 18.740 m² (Maßnahmen E 
1.1 und E 1.2) sowohl auf gemeindeeigenen und dinglich gesicherten Flächen erfolgen.  
Für den Ausgleich muss bei der Umsetzung eine größen-, art- und wertgleiche Wiederherstel-
lung (1:1) erzielt werden. Entsprechend passende Maßnahmen inkl. Monitoring wurden im Aus-
nahmeantrag sowie im Umweltbericht definiert und sind gleichermaßen umzusetzen. 
 
Die Maßnahmenbeschreibung zu den Ausgleichsmaßnahmen E1.1 und E1.2 weichen im 
Umweltbericht vom Ausnahmeantrag ab. Die Streifenansaat ist mit gebietsheimischer 
Saatgutmischung von miteinanderleben e.V. durchzuführen (www.mlgreen.de). 
 
Die rechtliche Sicherung der Ausgleichsmaßnahmen hat entsprechend den gesetzlichen Anfor-
derungen nach § 15 Abs. 4 BNatSchG zu erfolgen. Zur Sicherung der Flächenverfügbarkeit 
hat eine dingliche Sicherung durch Eintragung einer beschränkt persönlichen Dienstbar-
keit im Grundbuch zu erfolgen. Der Eigentümer der Fläche ist auf Grundlage der vertragli-
chen Vereinbarung mit der Gemeinde verpflichtet, den Zugang zur Fläche zu erlauben sowie 
die zur Durchführung und Umsetzung der Ersatz- und Ausgleichsmaßnahmen notwendigen 
Pflegemaßnahmen usw. zu ermöglichen. Zur Sicherheit muss dieses Recht der Gemeinde (o-
der den von ihr Beauftragten) dinglich gesichert werden. Damit wird erreicht, dass die Aus-
gleichsfläche und Maßnahmen gem. § 15 Abs. 4 BNatSchG gesichert werden.  
Die dingliche Sicherung ist der Unteren Naturschutzbehörde im Landratsamt Enzkreis nachzu-
weisen. 
 
Für die Erschließung des geplanten Wohngebietes muss das Feldgehölz (Biotop Nr. 
170172361224) auf einer Fläche von 1.861 m² beseitigt werden. Die formulierten Ausgleichs-
maßnahmen E 3.1 � E 3.3 im Umweltbericht und Ausnahmeantrag beinhalten die Anlage von 
Feldgehölzen mit heimischen Bäumen und Sträuchern als Ausgleich. Um ökologisch hochwerti-
ge Gehölzbestände zu schaffen, ist ein gewisser Entwicklungszeitraum notwendig, daher wird 
beim geplanten Ausgleich ein Timelag-Zuschlag von 100 % zugrunde gelegt. Der Ausgleich 
findet auf drei gemeindeeignen Flächen, im Umfang von 3.722 m², statt. Ein passendes Pflege-
schema inkl. Monitoring ist dem Ausnahmeantrag zu entnehmen und in dieser Form umzuset-
zen. 
 
Im Plangebiet befindet sich ein nach § 33a NatSchG geschützter Streuobstbestand. Dieser wird 
entsprechend der rechtlichen Anforderungen ausgeglichen. Der Ausgleich erfolgt durch die 
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Neuanpflanzung von 21 hochstämmigen Streuobstbäumen auf gemeindeeigenen Flächen. Ein 
passendes Pflegeschema, vor allem für die ersten Jahre nach Neupflanzung, ist Teil des Aus-
nahmeantrags und vollumfänglich umzusetzen. 
 
Der Ausnahmeantrag vom 13.11.2023 verweist auf dem Umweltbericht vom 22.06.2022. 
Da zwischenzeitlich eine Aktualisierung durchgeführt wurde, sind die Verweise in den 
Dokumenten ebenfalls zu aktualisieren. 
 
Im Umweltbericht wird für Maßnahme E3.3 (Kapitel �3.8.6 - E 3.3: Feldgehölz Ersingen Amei-
senberg�) zur Berechnung der Wertpunkte die Verbesserung des Wasseraufnahmevermögens 
angeführt. Eine Begründung hierfür ist nachzureichen. 
 
Nach Umsetzung des Vorhabens ergibt sich ein Kompensationsdefizit von 593.706 Wertpunk-
ten (Pflanzen und Tiere, Boden), das nicht innerhalb des Planungsgebietes ausgeglichen wer-
den kann. Zum Ausgleich des Gesamtdefizits werden externe Maßnahmen mit einer Gesamt-
fläche von 22.465 m² aus dem Ökokonto herangezogen. 
Nach Abbuchung der Punkte ist der Unteren Naturschutzbehörde beim Landratsamt 
Enzkreis ein aktueller Auszug (Kontostand) des baurechtlichen Ökokontos vorzulegen. 
 
Die Bewertung bzw. Prüfung potentiell betroffener Arten der Anhänge II bzw. IV-der FFH-
Richtlinie ist innerhalb der speziellen artenschutzrechtlichen Untersuchung (saP) ausreichend 
ausgearbeitet. Relevante Tiergruppen im Plangebiet sind nach Abschichtung: Brutvögel, Holz-
käfer, Reptilien und Fledermäuse. Die in Kap. 1.6.1.1 des Umweltberichts aufgezeigten Aus-
gleichs-, Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen sowie die vorgezogenen CEF-
Maßnahmen (E 3.1, E 4.1, E 4.2, E 4.3, E 4.4, E 1.2 und E 2) sind zwingend umzusetzen. Eine 
Konkrete Maßnahmenbeschreibung sowie ein ausgearbeitetes Monitoring-Konzept sind im 
Umweltbericht enthalten. 
 
Die Flächen für den Ausgleich müssen im Eigentum der Gemeinde stehen oder dinglich gesi-
chert durch Eintragung einer beschränkt persönlichen Dienstbarkeit im Grundbuch sein. Ein 
Nachweis hierfür ist nachzureichen. 
 
Die Empfehlung zum Ersatzhabitat für die Sumpfschrecke wird aus naturschutzfachlicher Sicht 
befürwortet. 
 
Im Gehölzsaum des Feldgehölzes wurden wenige Exemplare der Breitblättrigen Stendelwurz 
festgestellt. Hierbei handelt es sich um eine besonders geschützte Art nach dem BNatSchG. 
Ein aktueller Nachweis konnte auch nach erneuter Untersuchung nicht erbracht werden. Pas-
sende Maßnahmen wurden in der speziellen artenschutzrechtlichen Untersuchung formuliert 
und sind umzusetzen. 
 
Durch die Umsetzung der externen Ausgleichsmaßnahmen innerhalb von Biotopverbundsuch-
räumen, wird der Biotopverbund gestärkt. 
 
Unter Beachtung und Umsetzung aller formulierten Minimierungs-, Ausgleichs- und CEF-
Maßnahmen und hier genannten Ergänzungen bestehen aus naturschutzfachlicher und -
rechtlicher Sicht keine Bedenken. 
CEF-Maßnahmen sind vorgezogene Kompensationsmaßnahmen, d.h. diese müssen vor Ein-
griff umgesetzt werden und funktionsfähig sein. 
 
Hinweise (wurden bereits im Textteil zum BBP berücksichtigt): 

- Gehölzrodungen sind nur im Zeitraum vom 01.10. bis 28.02. nach Besatzkontrolle zu-
lässig. 

- Auf die Bestimmungen des § 21 a Naturschutzgesetz Baden-Württemberg wird verwie-
sen. 
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- Vogelschlag: Bei Neubauten soll durch entsprechende Gestaltung der Vogelschlag an 
Glas- und Fensterfronten vermieden werden. 

- Außenbeleuchtung: Die Außenbeleuchtung ist auf das unbedingt erforderliche Maß in 
Leuchtdauer und Lichtmenge zu beschränken. Für Beleuchtungsanlagen, die der Au-
ßenbeleuchtung dienen, sollen energiesparende, streulichtarme, insektenverträgliche 
Beleuchtungssysteme verwendet werden.  

 
 
Umweltamt: 
 
Immissionsschutz: 
 
Die vorgelegten Planunterlagen umfassen unter anderem die aktualisierte und überarbeitete 
�Schalltechnische Untersuchung zum Bebauungsplan Bell� des Ingenieurbüros Köhler + Leut-
wein vom Dezember 2020.  
 
Die Ergebnisse dieser wurden aus Sicht des Immissionsschutzes plausibel und in angemesse-
ner Weise in Planungsrechtliche Festsetzungen und Begründungen im Bebauungsplanentwurf 
umsetzt (vgl. Teil A Nr.11, Teil D Nr.8 und Nr.11.11).  
 
Im jeweiligen baurechtlichen Genehmigungsverfahren hat der Bauherr die Vorgaben zur Luft-
schalldämmung für Außenbauteile von Aufenthaltsräumen unter Berücksichtigung der Raumar-
ten und Nutzungen gemäß Tabelle 7 der DIN 4109-1 (Schallschutz im Hochbau, 01/2018) ein-
zuhalten. Die Fenster der Plangebäude sind entsprechend der ermittelten Schallschutzklasse (in 
Abhängigkeit von Fenster- und Wandgröße sowie dem festgesetzten Lärmpegelbereich nach 
DIN 4109 und VDI-RL 2719 Tabelle 2) auszuführen.  
 
Hinweisen möchten wir, dass der Umweltbericht bezüglich der aus der Schalltechnischen Unter-
suchung abgeleiteten Aussagen anhand der jetzt aktualisierten Fassung derselben insbesonde-
re in den Kap. 1.5.7.2, Kap. 1.11 und Kap. 2.2 noch zu überarbeiten ist. Die in der vorliegenden 
Version des Umweltberichts getroffenen Aussagen zum Ergebnis der Schalltechnischen Unter-
suchung sind so nicht mehr richtig. 
 
 
 
Abwasser- und Oberflächengewässer: 
 
Das Baugebiet �Bell� im Ortsteil Bilfingen der Gemeinde Kämpfelbach liegt außerhalb des fest-
gesetzten Überschwemmungsbereichs vom Kämpfelbach und ist im AKP 2008 mit einem Be-
festigungsgrad von 50% gekennzeichnet. Um eine ausreichende Regenwasserbehandlung zu 
gewährleisten, ist der im AKP berücksichtigte Befestigungsgrad einzuhalten. Gemäß dem AKP 
2008 ist für das Baugebiet �Bell� eine Entwässerung über ein modifiziertes Mischsystem vorge-
sehen.  
 
Niederschlagswasser ist nach dem Wassergesetz Baden-Württemberg (WG), wenn möglich, 
dezentral zu beseitigen. Es ist soweit möglich zu sammeln und auf den Grundstücksflächen zu 
versickern. Eine Versickerung von gesammelten Niederschlagswasser aus dem Bereich von 
bebauten oder befestigten Flächen (z.B. Dachflächen, Hofflächen) setzt eine ausreichende Si-
cker- und Aufnahmefähigkeit des Bodens voraus.  
Im Entwurf des Bebauungplans �Bell� (11.06.2024) wurde festgestellt, dass die Sickerfähigkeit 
des Bodes in diesem Bereich keine ausreichende Versickerung zulässt. Daher ist die im Ent-
wurf unter Punkt 12.11 beschriebene zentrale Versickerungsanlage nicht funktionsfähig und 
kann daher zur Entwässerung nicht angesetzt werden.  
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Des Weiteren wurde die Ableitung des gesammelten Niederschlagswassers im Trennsystem in 
den Kämpfelbach geprüft. Vor allem sprechen technische und wirtschaftliche Gründe gegen ein 
Trennsystem.   
Auch der von Süden kommende und östlich am Plangebiet entlang verlaufende Regenwasser-
kanal wurde überprüft. Dieser RW-Kanal mündet in der Mischwasserkanalisation, allerdings 
ohne die Möglichkeit einer Entlastung über das geplante Rückhaltebecken. Somit kann der RW-
Kanal nicht für diese Entwässerung genutzt werden.  
 
Die Planung sieht nun vor, die zukünftige Entwässerung an die vorhandene Mischwasserkana-
lisation anzuschließen und zur Entlastung der Bestandskanalisation einen öffentlichen Rückhal-
teraum mit einem Volumen von 135 m³ zu bauen. Südlich der Kapelle soll das unterirdische 
Rundbecken mit Rührwerk entstehen. Vom Rückhalteraum wird mit circa ca. 15 l/s*ha gedros-
selt in die vorhandenen Mischwasserkanalisation im Bereich der Kirchgrundstraße eingeleitet. 
Dem können wir so zustimmen. 
 
Aufgrund der Hanglage des Plangebiets und der immer stärker zu berücksichtigenden Thematik 
Starkregenrisikomanagement (SRRM) sollten mögliche Auswirkungen für die Bebauung beach-
tet werden.  
 
Dezentrale Anlagen für gesammeltes Niederschlagswasser, wie Zisternen, sind auf Privat-
grundstücken so auszulegen, dass im Bedarfsfall Notüberlauf in den vorhandenen Mischwas-
serkanal entlastet wird. Die Nutzung des gesammelten Niederschlagswassers als Brauchwas-
ser für die Toilettenspülung oder zur Gartenbewässerung ist aus wasserwirtschaftlicher Sicht 
zulässig. 
 
Stellplätze, Geh- und Radwege, Hofflächen sollten wasserdurchlässig ausgebildet werden. 
 
Grundwasser- und Bodenschutz: 
 
Die Anregungen und Hinweise der Stellungnahme der letzten Beteiligung nach § 4 Abs. 2 
BauGB von Seiten des Grundwasser- und Bodenschutzes wurden zur Kenntnis genommen und 
in die Bebauungsplanunterlagen aufgenommen. 
 
Aus fachtechnischer Sicht bestehen keine weiteren Einwendungen oder Anregungen. 
 
 
Landwirtschaftsamt: 
 
zunächst verweisen wir auf unsere Stellungnahme vom 17.05.23. Zwischenzeitlich wurde die 
neue �Flurbilanz 2022� erstellt. Aufgrund einer objektiveren und für Baden-Württemberg nun 
einheitlichen Bewertungssystematik, wurde der betroffene Flächenbereich abgewertet und liegt 
nun in der Grenzflur, welche landbauproblematische Flächen kennzeichnet.  
Es ist zu begrüßen, dass die Gemeinde mit den betroffenen Landwirten im Gespräch ist und 
versucht wird, die Betroffenheit auf mehrere Landwirte gleichermaßen zu verteilen. 
 
Zu den geplanten Ausgleichsmaßnahmen wird nachfolgend nochmals einzeln Stellung bezo-
gen: 
E 1.1 Magerwiese Ernstenfeld Ersingen 
Auf bestehendem Grünland soll eine FFH-Mähwiese etabliert werden. Erfreulich ist, dass für 
den Ausgleich nicht nur gemeindeeigene Grundstücke, sondern auch private Grundstücke 
durch dingliche Sicherung der Maßnahmen herangezogen werden. Es bestehen grundsätzlich 
keine landwirtschaftsfachlichen Bedenken.  
Das Flurstück 7709 liegt streifenförmig mit einer Breite von ca. 5m inmitten der Ausgleichsflä-
chen. Dieses Flurstück kann nicht separat bewirtschaftet werden, sodass sich die Ausgleichs-
maßnahmen auch zwingend auf diesen Grünlandbestand auswirken werden. Mit dieser Argu-



Landratsamt Enzkreis                           21-Jel                                                     
 

Seite 6 von 6 6

mentation sollte versucht werden, auch hierfür eine dingliche Sicherung auf dem Flurstück zu 
erreichen. Ebenso die Flurstücke 7713-7715. 
E 1.2 Magerwiese Beizle Bilfingen mit Streuobstbestand 
Es soll eine Magerwiese entwickelt und Obstbäume gepflanzt werden. Es bestehen keine land-
wirtschaftsfachlichen Bedenken. 
E 2 Obstbäume, Totholzpyramide Ebbstraße Bilfingen 
Die Fläche wird nicht landwirtschaftlich genutzt, es bestehen keine Bedenken 
E 3.1 Feldgehölz Bilfingen Bildäcker 
Die Fläche ist Ackerland, welches jedoch aus der Erzeugung genommen ist und liegt entlang 
eines Wirtschaftsweges. Es soll eine Feldhecke angepflanzt werden. Es bestehen keine land-
wirtschaftsfachlichen Bedenken. 
E 3.2 Feldgehölz Bilfingen Schalkenberg 
Am nördlichen Rand eines ca. 1,4ha großen Ackerschlages soll eine Feldhecke angepflanzt 
werden. Die Fläche liegt in der Vorbehaltsflur I. Es bestehen Bedenken gegen die Maßnahme, 
da wertvolle Ackerflächen in Anspruch genommen werden und die Ackerbewirtschaftung durch 
Zuschnitts Änderung erschwert wird.  
E 3.3 Feldgehölz Ersingen Ameisenberg 
Auf der gesamten Maßnahmenfläche (Flst.-Nr. 2604, 2605) soll ein Feldgehölz etabliert werden. 
Aus agrarstruktureller Sicht sollte auch das Flurstück 2606 einbezogen und ein Feldgehölz an-
gepflanzt werden, da dieses nicht separat bewirtschaftet werden kann. Es bestehen keine Be-
denken. 
 
Für den Ausgleich der restlichen Ökopunkte wird auf das Ökopunkte-Konto der Gemeinde und 
schon umgesetzte Maßnahmen zurückgegriffen. 
Straßenverkehrs- und Ordnungsamt: 
 
Es wird auf unsere Stellungnahmen vom 18.11.2019 und 28.04.2023 verwiesen. 
 
 
Nachhaltige Mobilität: 
 
Gegen das vorgenannte Bebauungsplanverfahren bestehen aus straßenbaulicher Sicht keine 
grundsätzlichen Bedenken und Einwendungen. 
 
 
Breitband: 
 
Gegen die vorgenannten Planungen bestehen weiterhin grundsätzlich keine Bedenken und 
Einwendungen. 
Es wird empfohlen, bei der Erschließung die Versorgung mit Telekommunikationsleitungen 
frühzeitig abzustimmen. Sofern keine privatwirtschaftliche Erschließung erfolgt, kann ggf. eine 
kommunale Verlegung geprüft werden. Wir bitten hierzu dann um rechtzeitige Abstimmung mit 
dem Zweckverband Breitbandversorgung im Enzkreis. 
 
 
Aus Sicht der weiteren am Verfahren beteiligten Fachbehörden bestehen weder Einwen-
dungen noch Bedenken.  
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
 
 
Rose Jelitko 
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